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Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN · Biegstraße 82 · 47623 Kevelaer 

 
An den Bürgermeister 
der 
Wallfahrtsstadt Kevelaer 

 

 Kevelaer, 9.3.2026 
  
  

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Dr. Pichler, 

die Fraktion Bündnis 90/ Die Grünen beantragt die Rücknahme des Ratsbeschlusses 
vom 24.2.26 zur Kündigung des Vertrags mit dem Caritas Verband Geldern-Kevelaer e.V. 
zur Flüchtlings- und Migrationsarbeit (inklusive des Projekts „Alle wohnen“). 

Die Fraktion beantragt stattdessen mit der Caritas einen Vertrag über folgenden 
Kompromissvorschlag abzuschließen: 

• Beendigung des Projektes „Alle Wohnen“ zum 31.12.2026:  
o Kündigung aller Mietverträge mit den Vermietern und den Untermietern 

zum 31.12.2026; Hinwirken auf eine Übernahme der Verträge durch die 
Stadt oder direkt durch die Untermieter, um Wohnungslosigkeit zu 
vermeiden 

o Streichung von 0,5 VB „Soziale Betreuung“ im Projekt „Alle Wohnen“ 
sowie weiteren 0,25 VB Migrationssozialarbeit bereits ab dem 01.08.2025 

• Vom 1.1.2027 -31.12.2029: Reduzierung im Bereich Migrationsberatung von 
derzeit 2,0 VB um 0,50. Das bedeutet 1,0 VB Sozialpädagogische 
Betreuung/Beratung (Fachkraft) und 0,5 VB Sozial- und Alltagsbetreuung 

 

Begründung 

Die vollständige Aufgabe der Zusammenarbeit mit der Caritas würde die Integration der 
Geflüchteten erheblich erschweren und an anderer Stelle im kommunalen Haushalt 
deutlich höhere Kosten verursachen. Die Caritas leistet mit ihrer Arbeit einen wichtigen 
Beitrag zur sozialen Stabilität und Integration, der durch eine Reduzierung, nicht aber 
durch eine komplette Beendigung, erhalten bleiben sollte. 

Durch diese Lösung würde die Stadt bereits in diesem Jahr – trotz des bis 31.12.2026 
noch laufenden Vertrages - ab August 2026 Personalkosten in Höhe von 0,75 VB = 
zeitanteilig rd. 32 T€ einsparen. 

Ab 2027 würden die jährlichen Gesamtkosten dann nicht mehr rd. 240.000 €, sondern 
nur noch rd. 130.000 € betragen. Insgesamt würde damit etwa die Hälfte des Personals 
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eingespart. (1,25 von aktuell 2,75 Vollzeitstellen). Andererseits könnte damit immerhin 
eine Grundbetreuung und -beratung der Geflüchteten in der Stadt sichergestellt werden. 

Diese Lösung soll zunächst für drei Jahre vertraglich mit der Stadt Kevelaer fixiert 
werden, um über die Notwendigkeit einer Projektfortführung rechtzeitig im Jahr 2029 auf 
der Grundlage der dann gegebenen Notwendigkeiten sowie der Sach- und 
Haushaltslage zu beraten. 

Finanzielle Auswirkungen 

Für die Jahre 2027, 2028 und 2029 würden Aufwendungen in Höhe von jeweils 130.000 € 
anfallen. Im laufenden Jahr 2025 ergeben sich dagegen Einsparungen in Höhe von ca. 
32.000 €. 

Da die Stadt Kevelaer der Pflicht zur Aufstellung eines Haushaltssicherungskonzeptes 
unterliegt, ist es notwendig, diese im Konzept nicht vorgesehenen Aufwendungen mit 
einem Gegenfinanzierungsvorschlag zu versehen bzw. die finanziellen Auswirkungen 
insgesamt in den Blick zu nehmen. 

1) Einsparungen durch Wegfall von Mehrarbeit in der Verwaltung 
Die komplette Streichung der durch die Caritas geleisteten Flüchtlings- und 
Migrationssozialarbeit würde zu einer spürbaren Mehrbelastung der 
kommunalen Verwaltung führen. Viele der derzeit übernommenen 
Unterstützungsleistungen würden unmittelbar auf die zuständigen kommunalen 
Stellen zurückfallen. Da diese Mitarbeitenden dann auch nicht so routiniert sind 
und nicht entsprechend geschult, werden sie vermutlich auch mehr Zeit 
benötigen, um eine ähnliche Beratungsleistung zu erbringen, oder aber auch 
verstärkt Fehler machen. 
Zu den besonders betroffenen Bereichen gehören insbesondere: 

a. Jobcenter:  
• Unterstützung von Arbeitgebern bei der Anbahnung von 

Arbeitsverhältnissen. Information zu Voraussetzungen für Ausbildung 
und Beschäftigung. 

• Erläuterung aufenthaltsrechtlicher Rahmenbedingungen, 
Unterstützung bei behördlichen Verfahren sowie Klärung von Fragen im 
Zusammenhang mit Arbeitserlaubnissen und Aufenthaltsstatus. 

• Zusätzlicher Aufwand bei Anerkennung von Zeugnissen, Erstellung 
Sozialversicherungsnummer, Aufnahme Krankenversicherung  

• Erhöhte Arbeitslast durch direkte Unterstützung bei der Bearbeitung 
und dem Ausfüllen von Anträgen z.B. Mittel für Bildung und 
Teilhabemittel, Kindergeld- und Arbeitslosengeld-I, Bürgergeld 

b. Schulen und Kitas: 
• Zusätzliche Aufgaben bei der Unterstützung von Eltern bei der Online-

Kita-Platzbeantragung sowie bei schulischen Angelegenheiten wie 
Elternsprechtagen, Schulbüchern und schulärztlichen 
Untersuchungen 
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• Schulleitungen berichten bereits von erwarteten vermehrten Anfragen 
von Eltern, die Rat und Hilfe suchen. 
 

2) Mehreinnahmen im Bereich Bürgerbus 
a. Im Haupt- und Finanzausschuss hat die FDP die Erhöhung der 

Ticketpreise für die Benutzung des Bürgerbusses um 50% vorgeschlagen: 
(z.B. Ticket für einen Erwachsenen von einer Ortschaft nach Kevelaer-
Mitte von 1,20€ auf 1,80€). 
Dadurch könnten zusätzliche Einnahmen in Höhe von 15.000 € 
generiert werden. 
Die Entscheidung darüber soll im Betriebsausschuss gefasst werden 
 

3) Mehreinnahmen durch Abrechnung der Leistungen des Betriebshofs: 
a. Der Vorschlag der Verwaltung soll im ebenfalls im Betriebsausschuss 

beraten werden. Es handelt sich hierbei um Leistungen des Bauhofs, die 
für Dritte erbracht werden, z.B. Verkehrsabsperrungen oder Reinigungen 
nach Veranstaltungen. Mit einer entsprechenden Gebührenordnung 
werden die entstehenden Kosten für Personal und Maschinen vom 
Auftraggeber/Verursacher beglichen und nicht auf die Allgemeinheit 
umgelegt. Eine solche Gebührenordnung stellt sicher, dass der Bauhof die 
Leistung nicht billiger anbietet, als ein vergleichbares Unternehmen und 
beugt so der Wettbewerbsverzerrung vor. 
Dadurch könnten Mehreinnahmen bis zu 50.000 €/ Jahr erwirtschaftet 
werden. 
 

4) Ausgabenreduzierung durch Beendigung der Spielgruppe Vergissmeinnicht 
(Träger Caritas-Verband e.V.) 

a. Bei der Spielgruppe handelt es sich um eine besondere Form der 
Loslösegruppe: In 2 Kleingruppen mit maximal 10 Kindern im Alter von 2-3 
Jahren können die Kinder erste Erfahrungen damit machen, zwei 
Vormittage in der Woche getrennt von den Eltern zu verbringen und 
werden somit auf die Kindergartenzeit vorbereitet.  
Angesichts der bereits gesunkenen Geburtenzahlen in 2025 ist ab 2027 
damit zu rechnen, dass auch dieser Bedarf sinken wird, während sich 
gleichzeitig die Lage im Bereich der Kitas entspannen wird und damit für 
Eltern eine bessere Wahlmöglichkeit bei der Auswahl der gewünschten 
Kita ergibt. Die Spielgruppe könnte zum Sommer 2027 eingestellt werden 
Dadurch entfallen Aufwendungen von ca. 50.000€/Jahr. 

5) Finanzielle Förderung der Beratungsarbeit durch den Runden Tisch 
Flüchtlinge 

a. Der Runde Tisch Flüchtlinge hat in Kevelaer seit seiner Gründung viele 
Personen, die ihn fördern. Es wird vorgeschlagen, den RTF gezielt 
anzusprechen, ob es ihm möglich ist, die Migrations- und 
Flüchtlingsarbeit mit einem nennenswerten Betrag für 1-3 Jahre zu 
unterstützen. 



 
 

4 
 

Inhalt der Förderung könnte die multiplikatorische Arbeit der 
Hauptamtlichen in der Beratungsarbeit sein, damit diese die 
Ehrenamtlichen (z.B. vom Runden Tisch Flüchtlinge) in der Arbeit vor Ort 
anleiten, begleiten und beraten. 

 

 
Mit freundlichen Grüßen 

 

 
Nicole Ganss 

 
Co-Fraktionssprecherin Bündnis90/Die Grünen 

 

 

 
 

 
 
 

 


